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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5a/5 R 166/06 B 
 
L 20 R 381/05 (Bayerisches LSG) 
S 12 R 226/02 (SG Würzburg) 
 
 
 
 
........................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ........................................, 

 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Unterfranken, 
Friedenstraße 14, 97072 Würzburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 5a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. August 2007 durch den 

Richter   Dr.  N e u h a u s   - Vorsitzender -, den Richter   Dr.  T e r d e n g e 

und die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Bayerischen Landessozialgerichts vom 25. Januar 2006 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 
- 3 - 

G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 25.1.2006 hat das Bayerische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des 

Klägers auf Gewährung einer Rente wegen Erwerbsunfähigkeit, hilfsweise Berufsunfähigkeit 

bzw wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim Bun-

dessozialgericht (BSG) eingelegt. Er beruft sich auf Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 Sozial-

gerichtsgesetz (SGG) und das Vorliegen von Verfahrensmängeln iS von § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil die geltend gemachten Zulassungsgründe nicht ordnungsgemäß dargetan 

worden sind (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von ei-

nem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts aufgestellt hat. Eine Abwei-

chung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht den Kriterien 

entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Kriterien widerspro-

chen, also andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung 

im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet die Zulassung 

der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund der Divergenz, 

dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. Bezogen auf die Darlegungspflicht 

bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung erkennen lassen muss, 

welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung enthalten ist und welcher 

im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; ferner muss aufgezeigt 

werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Rechtsprechung in einem 

künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde zu legen haben wird (zum 

Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen Darlegungserfordernissen wird 

die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger macht geltend, das Berufungsgericht sei von der Entscheidung des BSG vom 

14.5.1996 - 4 RA 60/94 - abgewichen. Danach sei der Versicherungsträger selbst verpflichtet, 

eine konkrete Verweisungstätigkeit zu benennen; bis zu deren Benennung sei von Berufsunfä-

higkeit auszugehen. Im vorliegenden Rechtsstreit seien Verweisungstätigkeiten erstmals im Ur-

teil des Sozialgerichts aufgeführt worden. Zumindest bis zu diesem Zeitpunkt habe er als 

berufsunfähig zu gelten. 
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Insoweit trägt der Kläger zwar vor, das LSG habe das vorbezeichnete Urteil des BSG nicht be-

achtet; er stellt aber keinen tragenden abstrakten Rechtssatz des LSG heraus, mit dem dieses 

der Rechtsprechung des BSG widersprochen habe. Die Bezeichnung einer Abweichung iS des 

§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG setzt indes die Darlegung voraus, dass das Berufungsgericht die höchst-

richterliche Rechtsprechung im angefochtenen Urteil in Frage stellt, was nicht der Fall ist, wenn 

es eine höchstrichterliche Entscheidung in ihrer Tragweite für den entschiedenen Fall verkannt 

haben sollte (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 73 mwN). 

 

Ebenso wenig hat der Kläger einen Verfahrensmangel ordnungsgemäß dargetan. 

 

Wird mit einer Nichtzulassungsbeschwerde geltend gemacht, dass ein Verfahrensmangel vor-

liege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) die den Ver-

fahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substanziiert dargetan werden. Im Zu-

sammenhang mit der vom Kläger geltend gemachten Rüge einer Verletzung der Sachaufklä-

rungspflicht (§ 103 SGG) ist der Darlegungspflicht nur genügt, wenn die Beschwerdebegrün-

dung folgende Punkte enthält: (1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres 

auffindbaren Beweisantrags, dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffas-

sung des LSG, auf Grund deren bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig erscheinen und zur 

weiteren Sachaufklärung hätten drängen müssen, (3) Angabe des voraussichtlichen Ergebnis-

ses der unterbliebenen Beweiserhebung und (4) Schilderung, dass und warum die Entschei-

dung des LSG auf der angeblich unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann. Diesen Erfor-

dernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger führt aus, er habe beantragt, bei dem Sachverständigen Dr. F.            

nachzufragen, inwieweit seine Leistungsfähigkeit zum 30.4.1996 am Verlauf der Erkrankung 

und anhand der vorliegenden, umfangreichen medizinischen Unterlagen beurteilt werden 

könne. Ferner habe er beantragt, seinen ihn seit 1994 regelmäßig behandelnden Hausarzt, 

Dr. A.                   , als Zeugen zu hören. Diesen Beweisanträgen sei das LSG nicht gefolgt. Mit 

diesem Vorbringen ist der behauptete Verfahrensmangel nicht dargelegt. Der 

Beschwerdebegründung lässt sich weder ein ohne Weiteres auffindbarer 

prozessordnungsgemäßer Beweisantrag iS von § 118 Abs 1 SGG iVm §§ 373, 403 

Zivilprozessordnung entnehmen noch dass der angebotene Beweis bis zum Schluss der 

mündlichen Verhandlung vor dem LSG aufrechterhalten geblieben sei. 

 

Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und soll der Tatsachen-

instanz vor der Entscheidung vor Augen führen, dass die gerichtliche Aufklärungspflicht von ei-

nem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. Wird ein Beweisantrag in einem vorbe-

reitenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG 
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übergangen worden, wenn aus den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er in der 

maßgebenden mündlichen Verhandlung nicht mehr weiter verfolgt wurde. Dies ist bei 

rechtskundig vertretenen Beteiligten regelmäßig anzunehmen, wenn in der letzten mündlichen 

Verhandlung nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht wenigstens 

hilfsweise wiederholt wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 mwN). Hierzu hat der Kläger nichts 

vorgetragen. 

 

Im Kern rügt er mit seinem gesamten Vorbringen die vermeintliche Unrichtigkeit des Berufungs-

urteils. Hierauf kann aber eine Nichtzulassungsbeschwerde nach dem eindeutigen Wortlaut des 

§ 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG nicht gestützt werden. 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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